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PatG § 41 p Abs, 3 Nr«, 3» § 29 Abs, 1 aF i«,Voinc. 
§ 28 Abs«, 2 aF

F a l t b e h ä l t e r

Zur Frage der "Begründung" der Entscheidung«, wenn 
das Bundespatentgericht die Anmeldung aus formalen 
Gründen wegen Nichterfüllung der "vorgeschriebenen 
Anforderungen" (hier? § 26 Abs, 4 PatG und § 3 Abs, 6 
der AnmoldeboStimmungen für Patente vom 30«, März 1965) 
zurückweist,
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Der X» Zivilsenat (Patentsenat) des Bundes­
gerichtshofs hat in der Sitzung vom 26o Juni 1969 
unter Mitwirkung der Bundesrichter Dr» Löscher, 
Claßen, Schneider, Ballhaus und Dr« Bruchhausen

beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den Be­
schluß des 11o Senats (technischen 
BeschwerdeSenats VI) des Bundespa­
tentgerichts vom 4o April 1968 v/ird 
auf Kosten der Anmelderin zurückge­
wiesen „

0 o

G r ü n d e  :

Io Die vorliegende Patentanmeldung betrifft 
einen "Verschluß an Faltbehältern * „»o»«11 *

Durch Beschluß der Prüfungsstelle »0 o * „». 0 
des Deutschen Patentamts vom 14» Dezember 1965 wur­
de die Anmeldung zurückgewiesen, weil der Gegen­
stand der Anmeldung gegenüber dem Stande der Tech­
nik, wie er sich aus der französischen Patent­
schrift Nr<, oooooo ergebe, nicht patentfähig sei«
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Gegen diesen Beschluß legte die Anmelderin 
Beschwerde ein, beantragte vorsorglich die Anberau­
mung einer mündlichen Verhandlung und bat um Ge­
währung einer Frist zur Begründung der Beschwerde, 
reichte jedoch keine schriftliche Beschwerdebe­
gründung ein«,

Am 20 o Dezember 1967 wurde Termin zur münd­
lichen Verhandlung vor dem Bundespatentgericht auf 
den 22 o Januar 1968 bestimmt. In einer Zwischenver­
fügung vom 21 o Dezember 1967p die der Anmelderin mit 
der Ladung zur mündlichen Verhandlung zugestellt wur­
de wies der Berichterstatter des BeschwerdeSenats 
auf eine Reihe von Bedenken hin, die dem Erfolg der 
Beschwerde entgegensteben könnten.

In der mündlichen Verhandlung vom 22» Januar 1968 
gab die Anmelderin den kennzeichnenden Teil des Pa­
tentanspruchs 1 eine andere Fassung und beantragte, 
die Bekanntmachung der Patentanmeldung mit dem neu­
gefaßten Patentanspruch 1 und mit 4 weiteren Patent­
ansprüchen, die teilweise noch der Überarbeitung be­
dürften, zu beschließen. Der Anmelderin wurde darauf 
durch einen in der Verhandlung verkündeten Beschluß 
anheimgestellt, bis zum 15. Februar 1968 dem in der 
Verhandlung gestellten Anträge entsprechende, bekannt- 
machungsreife Unterlagen einzureichen; sodann werde, 
wie es in dem verkündeten Beschluß weiter hieß, mit 
den in der Verhandlung erklärten Einverständnis der 
Anmelderin schriftlich entschieden werden.

Nach einer fernmündlich erbetenen Frister­
streckung bis zum 20. Februar 1968 hat die Anmel­
derin am 21, Februar 1968 fünf neue Patentansprüche
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sowie eine neue Beschreibungseinleitung (bis Seite 9 
Zeile 1) vorgelegt und gebeten* einen näher bezeich­
nten Satz auf Seite 12 der ursprünglichen Beschrei­
bung zu streichen« In dem begleitenden Schriftsatz 
hat sich die Anmelderin bereit erklärt* auch noch 
weitere* etwa für erforderlich gehaltene Änderungen 
vorzunehmen•

Durch Beschluß vom 4«, April 1968 hat das Bun­
de spat ent gericht die Beschwerde der Anmelderin 
zurückgewieseno Das Bundespatentgericht hat dahin­
gestellt gelassen* ob der Gegenstand der Anmeldung, 
der neu sei* auch die Schutzvo raus set zungen des 
technischen Fortschritts und der Erfindungshöhe auf- 
v;eiseo Denn die Beschwerde könne schon deshalb kei­
nen Erfolg haben* weil die Anmeldungsunterlagen nicht 
den gesetzlichen Anforderungen entsprächen« Die Be­
schreibung sei nicht in dem erforderlichen Umfange 
geändert worden« Sie enthalte Teile, die nicht mehr 
Gegenstand des Patentbegehrens seien« Sie lasse außer­
dem eine Würdigung des nachgewiesenen Standes der 
Technik und eine Darlegung des durch den Anmeldungs­
gegenstand erzielbaren technischen Fortschritt ver­
missen«

II« Mit der vom Bundespatentgericht nicht zuge­
lassenen, rechtzeitig und in gehöriger Form einge­
legten und begründeten Rechtsbeschwerde rügt die 
Anmelderin in erster Linie, der angefochtene Be­
schluß sei im Sinne des § 41 p Abs« 3 Nr« 5 PatG 
"nicht mit Gründen versehen"« Den Begründungsmangel 
sieht die Rechtsbeschwerde in folgendem: Das Bundes­
patentgericht habe die Zurückweisung der Beschwerde 
auf die in den Anmeldebestimmungen für Patente ent-
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haltene Vorschrift gestützt, nach der alles, was 
nicht zur Klarstellung der Erfindung diene, nicht 
in die Beschreibung aufzunehmen sei«. Es habe nicht 
geprüft, ob durch die beanstandeten Ausführungen 
die Verständlichkeit der Beschreibung für andere 
Sachverständige, auf die es nach § 26 Abs« 1 Satz 4 PatG 
allein ankomme, erheblich beeinträchtigt worden sei«
Es habe auch nicht erörtert, ob ein Verstoß gegen 
eine bloße Ordnungsvorschrift auch dann ein Zurück- 
v/eisungsgrund sein könne, wenn der Anmelder die Be­
hebung eines Mangels nur unterlasse, nicht aber 
verweigere« Der Beschluß lasse auch nicht erkennen, 
daß die beanstandeten Mängel ausreichend bezeichnet 
gewesen wären; die Angaben darüber seien unzureichend 
und unverständlich« Es sei auch unklar, ob der Be­
schwerdesenat seinen Standpunkt zur Frage der Ein­
heitlichkeit der Anmeldung habe ändern und von dem 
Ergebnis der mündlichen Verhandlung abweichende For­
derungen habe aufstellen wollen, ohne sie der An­
melderin vorher mitzuteilen. Das Beschwerdegericht 
habe sich schließlich auch nicht mit der Frage be­
faßt, ob die in der mündlichen Verhandlung abgege­
bene Erklärung des Einverständnisses mit schrift­
licher Entscheidung eine Entscheidung auf Grund 
einer noch nicht erörterten Sachlage decke«

Die Anmelderin macht weiter geltend, sie sei 
in dem Verfahrensabschnitt, der sich an die münd­
liche Verhandlung angeschlossen habe, im Sinne des 
§ 41 p Abs, 3 Nr, 3 PatG "nicht nach Vorschrift 
des Gesetzes vertreten" gewesen. Es müsse, so führt 
die Anmelderin aus, zwischen einem durch ihre Ein­
willigung mit einer schriftlichen Entscheidung ge­
deckten Teil des Verfahrens und einem anschließenden
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willkürlichen Verfahren des Beschwerdegerichts un­
terschieden werdeno In dem nicht durch ihre Ein­
willigungserklärung gedeckten Teil des Verfahrens 
sei sie, die Anmelderin, nicht mehr nach Vorschrift 
des Gesetzes vertreten gewesen, weil sie nicht mehr 
angehört worden sei«,

III o Die Recht sbe schwer de ist statthaft, v/eil 
mit substantiierten Angaben Verfahrensmängel der 
in § 41 p Abs» 3 Nr. 3 und Nr«, 3 PatG bezeichneten 
Art behauptet und gerügt werden «> Die Rechtsbeschwer­
de ist jedoch sachlich nicht begründet, weil die 
gerügten Verfahrensmängel nicht vorliegen«,

1• Nach der ständigen Rechtsprechung des be­
schließenden Senats ist ein Beschluß im Sinne des 
§ 41 p Abs«, 3 Nr» 5 PatG “nicht mit Gründen versehen”, 
v/enn aus ihm nicht zu erkennen ist, welche tatsäch­
lichen Feststellungen und welche rechtlichen Erwä­
gungen für die getroffene Entscheidung maßgebend 
waren (BGHZ 39, 333, 337 - Warmpressen BGH 
BPatGerE 4, 199, 212/213 - Radgehäuse BGH GRÜR 1964? 
201, 202 - Elektro-Handschleifgerät GRÜR 1964,
259, 260 - Schreibstift GRÜR 1965, 273, 274 
- Anodenkorb -)«, Das ist der Fall, wenn dem Be­
schlußtenor überhaupt keine Gründe beigegeben sind 
oder wenn zwar Gründe vorhanden sind, diese aber 
ganz unverständlich und verworren sind, so daß sie 
nicht erkennen lassen, welche Überlegungen für die 
Entscheidung maßgebend waren, oder wenn die Gründe 
sachlich inhaltslos sind und sich auf leere Redens­
arten oder einfach auf die Wiedergabe des Gesetzes­
textes beschränken, oder wenn einzelne “Ansprüche”
(im Sinne der §§ 145, 322 ZPO) oder einzelne selb-
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ständige "Angriffs- oder Verteidigungsmittel"
(im Sinne der §§ 146, 303 aF ZPO) in den Gründen 
völlig übergangen sind (vgl. dazu.insbesondere 
EGHZ 39 , 333, 337). Dagegen liegt ein Begründungs­
mangel nicht vor, wenn die Gründe nur sachlich 
unvollständig, unzureichend, unrichtig oder sonst 
rechtsfehlerhaft sind; es genügt, wenn erkennbar 
ist, welcher Grund - mag dieser tatsächlich Vorge­
legen haben oder nicht, mag er rechtsfehlerhaft 
beurteilt worden sein oder nicht - für die Ent­
scheidung maßgebend gewesen ist (vgl. hierzu 
BGHZ 39, 333, 338).

Das Bundespatentgericht hat die Zurückwei­
sung der Beschwerde auf § 3 Abs«, 6 der - auf Grund 
des § 26 Abs* 3 PatG in der Fassung vom 9. Mai 1961 
(im folgenden: PatG aF) in Verbindung mit § 23 DPAVO 
vom 9. Mai 1961 erlassenen - Anmeldebestimmungen 
für Patente vom 30* März 1963 (B1PMZ 1963, 157) 
und auf § 26 Abs, 4 PatG aF gestützt und dargelegt, 
warum es die dort genannten, an eine Patentanmeldung 
zu stellenden Anforderungen nicht für erfüllt er­
achtet, Es hat damit die Gründe für die getroffene 
Entscheidung angegeben. Der Ansicht der Rechtsbe­
schwerde, die Begründung übergehe wesentliche "Kom­
plexe", sie sei inhaltslos, unzureichend, unver­
ständlich und verworren, kann nicht gefolgt werden*

a) Das Beschwerdegericht brauchte entgegen der 
Ansicht der Rechtsbeschwerde nicht zu erörtern, ob 
die von ihm beanstandeten Stellen der Beschreibung 
die Verständlichkeit der Beschreibung beeinträchti­
gen. Die Rechtsbeschwerde hält diese Erörterung im 
Hinblick auf § 26 Abs. 1 Satz 4 PatG für unerläßlich.
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Sie verkennt dabei das Verhältnis von § 26 Abs» 1 
Satz 4 PatG zu der in Rede stehenden Vorschrift 
der Anmeldobestimmungen» § 26 Abs«. 1 Satz 4 PatG 
schreibt vot, was die Beschreibung enthalten muß« 
Dagegen regelte § 3 Abs« 6 der AnmeldebeStimmungen 
in der Fassung vom 30. März 1963 , was nicht in die 
Beschreibung aufgenommen werden durfte« Diese Vor­
schrift bestimmte, daß in die Beschreibung nur sol­
che Angaben aufzunehmen seien, die zur Erläuterung 
der Erfindung notwendig sind« Sie enthielt damit 
ein weiteres, "sonstiges" Erfordernis der Anmeldung 
im Sinne des § 26 Abs« 3 PatG, das selbständig ne­
ben die in § 26 Abs«, 1 PatG auf gestellten Anmelde- 
erfordernisso trat« Das Beschwerdegericht hat in­
soweit mit näheren Angaben dargelegt, daß in der 
"angepaßten" Beschreibung Gegenstände ausführlich 
erörtert seien, die nicht mehr Gegenstand des Pa­
tentbegehrens waren und die nach dem Ergebnis des 
vorausgegangenen Verfahrens nicht in der Anmeldung 
hätten verbleiben können, nämlich die Lasche zum 
Wiederverschließen des Behälters (ursprüngliche 
Patentansprüche 6 - 8) und die sogenannte "Por- 
tionspackung" (ursprüngliche Patentansprüche 9 
und 10) o Die Zurückweisung der Beschwerde ist mit­
hin nicht, wie die Rechtsbeschwerde anzunehmen 
scheint, wegen solcher Angaben der Beschreibung 
erfolgt, die lediglich als 2ur Klarstellung der 
Erfindung entbehrlich und damit als bloße "Schön­
heitsfehler" hätten erscheinen können» Das Be­
schwerdegericht hat vielmehr den "Mangel" der zum 
Teil neugefaßten Patentbeschreibung darin gesehen, 
daß die Anmelderin die "Lasche" und die "Portions­
packung" in der "angepaßten" Beschreibung eingehend 
geschildert hat, obwohl feststand, daß die "Lasche"
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und die ,,Portionspackungu wegen mangelnder Ein­
heitlichkeit nicht in der Anmeldung verbleiben 
konnten, und durch den in der mündlichen Ver­
handlung gestellten Antrag auch klargestellt wor­
den war, daß sie nicht mehr Gegenstand der An­
meldung sein sollten» Die Ausführungen des Be­
schwerdegerichts ergeben somit, daß die ’̂ g e ­
paßte" Beschreibung gerade nicht dem von der An­
melderin in der mündlichen Verhandlung gestellten 
Anträge entsprach und entgegen dem in der münd­
lichen Verhandlung verkündeten Beschluß eine aus­
führliche Darstellung solcher Gegenstände ent­
hielt, die überhaupt nicht mehr zur Anmeldung ge­
hörten o Das Beschwerdegericht hat damit ausreichend 
begründet, daß die Anmeldung den vorgeschriebenen 
Anforderungen (§26 Abs0 3 PatG in Verbindung mit 
§ 3 AbSo 6 der AnmeldebcStimmungen vom 30o März 1965) 
nicht genügte»

b) Das Beschwerdegericht hatte entgegen der 
Ansicht der Rechtsbeschwerde auch keinen .Anlaß, sich 
mit der Frage auseinanderzusetzen, unter welchen 
Voraussetzungen ein Verstoß gegen die Anmeldebestim­
mungen zur Zurückweisung der Anmeldung berechtigt 
und ob die Zurückweisung insbesondere, wie die 
Rechtsbeschv/erde meint, die nWeigerung1* der Anmel­
derin voraussetzt, den Mangel zu beheben» Die Vor­
aussetzungen für eine Zurückweisung der Anmeldung 
waren ira Gesetz geregelt, und das Bundespatentge- 
richt ist von dieser Regelung ausgegangen» Nach 
§ 29 Abs» 1 PatG aF war die Anmeldung zurückzuwei­
sen, wenn die nach § 28 Abs» 2 PatG aF gerügten Män­
gel nicht beseitigt wurden» Ein Mangel im Sinne dos 
§ 29 Abs. 1 PatG aF lag, wie sich aus der Verv/ei-



sung auf § 28 Abs«, 2 PatG aF ergibt, in der Nicht­
erfüllung einer vor geschriebenen Anforderungo Hin­
sichtlich der ’’vorgeschriebenen Anforderungen” 
machte § 28 Abs» 2 PatG aF keinen Unterschied zwi­
schen den im Gesetz selbst und den in den Anmelde­
bestimmungen vorgeschriebenen Erfordernisseno Denn 
§ 28 Abs,, 2 PatG aF verwies insoweit auf § 26 PatG aF 
insgesamt und damit auch auf § 26 Abs« 3 PatG aF, 
der den Bundosminister der Justiz ermächtigte, Be­
stimmungen Über die "sonstigen Erfordernisse” der 
Anmeldung zu erlassen» Aus § 29 Abs«, 1 PatG aF in 
Verbindung mit § 28 Abs«, 2 PatG aF ergab sich da­
nach, daß die Anmeldung zurückzuweisen war, wenn 
die Anmelderin, der (auf § 3 Abs«, 6 der Anmeldebe­
stimmungen gestützten) befristeten Aufforderung, die 
Beschreibung auf das zur Erläuterung der Erfindung 
Notwendige zu beschränken, nicht nachkam»

Das Beschwerdegericht stellt in diesem Zusam­
menhang fest, daß die Anmelderin in der Zwischen­
verfügung des Berichterstatters am 21 * Dezember 1967 
auf die Mängel der Beschreibung hingewiesen v/orden 
sei, daß diese Mängel Gegenstand der mündlichen Ver­
handlung gewesen seien und der Anmelderin im An­
schluß an die mündliche Verhandlung Gelegenheit 
gegeben worden sei, die gerügten Mängel zu beheben«, 
Damit hat das Beschwerdegericht zugleich die Umstän­
de angegeben, in denen es die nach § 28 Abs« 2 PatG aF 
erforderliche Aufforderung, die Mängel zu beheben, 
gesehen hat» Diese Begründung ist nicht deshalb un­
verständlich und verworren, wie die Rechtsbeschwerde 
meint, weil sich die in der Zwischenverfügung erfolg­
te Beanstandung der Ansprüche 6, 7, 8 und 9 in der 
Fassung vom 10» August 1964 und der dazu gehörenden
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Teile dor Beschreibung wegen mangelnder Einheit­
lichkeit mit dem Gegenstand des Hauptanspruchs, 
wie das Beschwerdegericht hervorhebt, in der 
mündlichen Verhandlung zum Teil erledigt hatte«
In welchen Punkten sie sich erledigt hatte, ergab 
sich aus den Erörterungen in der mündlichen Ver­
handlung« Das Beschwerdegericht hatte, wie der 
im "Tatbestand" seines Beschlusses mitgeteilte 
Antrag der Anmelderin, der als Grundlage für die 
Neufassung der Unterlagen dienen sollte, ohne wei­
teres ersehen läßt, in der mündlichen Verhandlung 
die Bedenken gegen die mangelnde Einheitlichkeit 
hinsichtlich der damals vorliegenden Patentan­
sprüche 6 und 7 fallen gelassen« Nach diesem An­
trag hatte die Anmelderin ihrerseits auf eine VJei- 
terverfolgung der Patentansprüche 8 und 9 verzich­
tet r Y/enn das Beschwerdcgericht daraus folgert, 
es sei klar gewesen, daß die Beanstandung in der 
Zwischenverfügung vom 21« Dezember 1967 zwar hin­
sichtlich der Patentansprüche 6 und 7 und der sie 
betreffenden Beschreibungsteile sowie hinsichtlich 
der Patentansprüche 8 und 9* aber nicht hinsicht­
lich der auf letztere bezogene Beschreibungsteile 
überholt gewesen sei, dann ist diese Begründung 
nicht unverständlich. Aus den Ausführungen des an­
gefochtenen Beschlusses und aus dem darin enthal­
tenen ausdrücklichen Hinweis auf die erste Alter­
native des § 29 Abs, 1 PatG aF ergibt sich, daß 
das Beschwerdegericht die an die Anmelderin ge­
richtete Aufforderung als ausreichend angesehen 
hat« Der angefochtene Beschluß ist daher auch in­
soweit "mit Gründen versehen".
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A/ \

c) Soweit das Bundespatentgerieht die Zu­
rückweisung der Beschv/erde auf § 29 Abs» 1 PatG aF 
in Verbindung mit § 28 Abs«, 2 Satz 1 PatG aF 
und § 26 AbSo 4 PatG aF stützt-, geht es davon 
aus, daß die in der mündlichen Verhandlung 
der Anmelderin gemachte Auflage, bekanntmachungs­
reife Unterlagen einzureichen, für die Anmelderin 
erkennbar auch die Aufforderung enthalten habe, 
die im Verfahren ausführlich behandelte fran­
zösische Patentschrift gemäß § 26 Abs» 4 PatG 
in die Beschreibung aufzunehmen«, Denn das Bundes­
patentgericht führt aus, einer nochmaligen und 
ausdrücklichen Aufforderung zur Aufnahme dieser 
Patentschrift in die Beschreibung habe es nicht 
bedurft, weil dem Vertreter der Anmelderin habe 
bekannt sein müssen, daß in der Beschreibungs­
einleitung zumindest auf diejenigen Druckschrif­
ten oinzugehen sei, die im Verfahren eine aus­
schlaggebende Rolle gespielt hätten«, Das sei bei 
der französischen Patentschrift, die einen ähnlichen 
Verschluß bei einer Packung mit anderem Quer­
schnitt beschreibe, der Fall0 Diese Ausführun­
gen lassen die Überlegungen des Beschwerdege­
richts auch in diesem Punkte ausreichend erken­
nen o Sie sind entgegen der Ansicht der Rechtsbe­
schwerde nicht deshalb unverständlich, weil schon 
die ursprüngliche Beschreibung Angaben über den 
Stand der Technik enthielt und diese - nahezu 
unverändert - in die "angepaßte11 Beschreibung 
übernommen worden waren«, Denn das Bundespatent­
gericht hat die Beschwerde nicht zurückgewiesen.



v/eil os Angaben zun Stand der Technik überhaupt 
vermißt hätte„ Es sieht den Zurückweisungs­
grund vielmehr allein darin, daß die Anmel- 
derin diese Angaben nicht entsprechend dem 
Ergebnis des Prüfungsvorfahrens ergänzt und 
den mit den Anmeldungsgegenstand gegenüber der 
französischen Patentschrift erzielbaren tech~ 
nischen Fortschritt dargelegt hat, obwohl die 
Patentfähigkeit des Anmeldungsgegenstandes ge­
rade gegenüber dem dort beschriebenen Verschluß 
von der Prüfungsstelle verneint und auch vom 
Berichterstatter des Beschwerdesenats in Zwei­
fel gezogen worden war» Gerade, weil schon in 
der ursprünglichen Beschreibung auf den Stand 
der Technik eingegangen war, mochte es um so 
mehr als selbstverständlich erscheine, daß der 
weitere Stand der Technik, der im Prüfungsver- 
fahren ausführlich behandelt worden war, in der 
“angepaßten" Beschreibung, die den vorausgegan­
genen Verfahren Rechnung tragen sollte, nicht 
unberücksichtigt bleiben durfte»

d) Soweit die Rechtsbeschv/erde beanstandet, 
daß das Beschwerdegericht nicht auf die Frage einge- 
gangen sei, ob die Einverständniserklärung der An­
neiderin auch eine Entscheidung im schriftlichen Ver­
fahren auf Zurückweisung der Beschwerde auf Grund
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von Mängeln der noch einzureichenden, "aiigepaßten" 
Beschreibung deckte, übersieht sie, daß als "Be­
schluß" im Sinne des § 41 p Abs«, 3 Nru 5 PatG 
nur die "Entscheidung über die Beschwerde" anzu­
sehen ist (vglo dazu BGHZ 41, 360, 363/364 - Damen­
schuh- Absatz BGH GRUR 1965, 273 - Anodenkorb
1965, 502, 503 - Gaselan -)„ Es stellt mithin kei­
nen Begründungsmangel im Sinne des § 41 p Abs» 3 
IJr«, 5 PatG dar, wenn das Beschwerdegericht in dem 
angefochtenen Beschluß nicht die Gründe für sein 
eigenes Verfahren angegeben und dabei dargelegt hat, 
weshalb es eine Entscheidung im schriftlichen Ver­
fahren für zulässig erachtet hat„

2, Die Vorschrift des § 41 p Abs„ 3 Nr0 3 PatG 
umfaßt entsprechend den Rechtsgrundsätzen, die zu 
§ 551 IIr„ 5 und zu § 579 Abs„ 1 Nr» 4 ZPO entwickelt 
worden sind, solche Fälle, in denen ein Verfahrens­
bete iligtor durch das Fehlen einer den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechenden Vertretung gehindert war, 
seine Rechte in dem anhängigen Verfahren wahrzuneh­
men (vgl, dazu Reimer, Patentgesetz und Gebrauchs­
mustergesetz 3» Auflo Rdn, 19 zu § 41 p PatG), Die­
se Vorschrift betrifft aber nicht den Fall, daß das 
Bunde spat ent gericht, wie die Rechtsbeschv/erde meint, 
willkürlich verfahren ist und einen Beteiligten da­
durch in der Wahrnehmung seiner Rechte beschränkt 
hat. Ein solcher Verfahrensverstoß fällt vielmehr 
nur dann unter diese Vorschrift, wenn er zugleich 
den speziellen Tatbestand des § 41 p Abs» 3 Nr. 3 PatG 
erfüllt (BGHZ 43, 12, 16 - Kontaktmaterial 
BGH GRUR 1965, 502, 504 - Gaselan -)» Das ist hier 
nicht der Fall»
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a) Wenn die hier vom Bundespatentgericht 
im schriftlichen Verfahren getroffene Entschei­
dung auf Zurückweisung der Beschwerde nicht 
durch das in der mündlichen Verhandlung erklärte 
Einverständnis der Annelderin mit einer Ent­
scheidung im schriftlichen Verfahren gedeckt ge­
wesen sein sollte,.wie die Rechtsbeschwerdo an­
nimmt, hätte das Beschwerdegerieht gegen § 36 o 
Nr«, 1 PatG verstoßen. Ein Verstoß gegen § 36 o PatG 
begründet aber noch keinen Vertretungsmangel im 
Sinne des § 41 p Abs, 3 Nr, 3 PatG, wenn er in 
der Unterlassung der mündlichen Verhandlung be­
stand (BGH GRUR 1965, 273, 274 - Anodenkorb 
GRUR 1967, 681 - D-Tracetten -)„ Sin Vertretungs­
mangel ist allerdings für den Fall anerkannt wor­
den, daß ein Beteiligter zu dem vom Bundespatent­
gericht bestimmten Termin zur mündlichen Verhand« 
lung überhaupt nicht geladen ist und den Termin 
aus diesem Grunde nicht wahrgenommen hat. (BGH 
GRUR 1966, 160 - Terminsladung -)„ Eine damit ver­
gleichbare Fallgestaltung liegt hier jedoch nicht 
vor«,

b) Wenn das Beschwerdegericht, wie die Rechts­
beschwerdo geltend macht, die Mängel der Beschrei­
bung unzureichend bezeichnet und unter Verstoß ge­
gen § 29 Abs, 2 PatG aF davon abgesehen haben soll­
te, der Anmelderin Gelegenheit zu geben, die Mängel 
zu beseitigen, dann hätte es der Anmelderin damit 
das rechtliche Gehör (§ 41 h Abs, 2 PatG) in der 
in § 28 Abs„ 2 PatG aF und in § 29 Abs, 2 PatG aF 
näher umschriebenen Ausgestaltung versagt. Ein Fall 
des § 41 p Abs, 3 Nr, 3 PatG liegt aber nicht etwa 
immer schon dann vor, wenn dem Beteiligten das recht-



liehe Gehör versagt oder nicht ausreichend gev/ährt 
worden ist (EGHZ 43, 12, 16 ff - Kontaktmaterial 
BGH GRUR 1965p 502, 503/504 - Gaselan -)<, Beson­
dere Umstände, die über die behauptete Beeinträch­
tigung des rechtlichen Gehörs hinaus die Annahme 
eines Vertretungsmangels im Sinne des § 41 p Abs* 3 
Uro 3 PatG rechtfertigen könnten, sind von der 
Rechtsbeschwerde nicht vorgetragen worden,. Es 
braucht deshalb nicht erörtert zu werden, ob die 
von der Rechtsbeschwerde behaupteten Verfahrensver­
stöße vorliegen0

IVo Die Rechtsbeschwerdo der Anmolderin war 
nach alledem mit der Kostenfolge aus § 41 y Abs„ 1 
Satz 2 PatG als unbegründet zurückzuweisen» Diese 
Entscheidung konnte ohne mündliche Verhandlung er­
gehen (§41 w AbSo 1 PatG)«
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Löscher Claßen Schneider

Ballhaus Bruchhausen
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